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Einreicher: Bürgermeisterin					Neukirchen, 20.01.2026



Beschlussvorlage Nr. 006/2026

zur öffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 28. Januar 2026



Gegenstand der Vorlage:	Erarbeitung einer kommunalen Wärmeplanung für die Gemeinde Neukirchen/Pleiße in Kooperation mit der Großen Kreisstadt Werdau und den Gemeinden Fraureuth, Langenbernsdorf, Lichtentanne und Neumark


Erläuterung: 	Das am 1. Januar 2024 in Kraft getretene Wärmeplanungsgesetz des Bundes (WPG) verpflichtet die Länder sicherzustellen, dass auf ihrem Hoheitsgebiet kommunale Wärmepläne erstellt werden. Die dafür erforderlichen gesetzlichen Regelungen in Sachsen wurden in die Sächsische Wärmeplanungsverordnung (SächsWPVO) aufgenommen. Damit sind die Gemeinden verpflichtet, einen Wärmeplan nach den Vorgaben des Wärmeplanungsgesetzes zu erstellen.

In Folge der Übertragung der Aufgabe zur Wärmeplanung durch die Sächsische Wärmeplanungsverordnung (SächsWPVO) steht den verpflichteten Gemeinden, ein Mehrbe-
lastungsausgleich zu. Im Fall der erstmaligen Erstellung der Wärmeplanung haben Gemeinden Anspruch auf Mehrbelastungsausgleich basierend auf den Regelungen des Sächsischen Wärmeplanungsunterstützungsgesetzes (WPUntG).

Der Mehrbelastungsausgleich wird an die Gemeinden in zwei Teilbeträgen (jeweils 50%) ausbezahlt. Die erste Teilzahlung erfolgt bis spätestens 01.12.2026, die zweite Teilzahlung im Kalenderjahr 2028.

Für die Erstellung der kommunalen Wärmeplanung wird ein zweistufiges EU-weites Vergabeverfahren gemäß der Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (Vergabeverordnung - VgV) erforderlich, welches die Gemeinde Neukirchen nach Abschluss der entsprechenden Vereinbarung mit den anderen Kommunen im 1. Quartal 2026 starten und spätestens im September 2026 mit Beauftragung eines entsprechenden Büros beenden möchte.

Die kommunale Wärmeplanung (kWP) umfasst gemäß § 13 WPG im Wesentlichen folgende Schritte:

1. Eine Bestandsanalyse des aktuellen Wärmebedarfs- und verbrauchs, der Energieerzeugungsanlagen sowie der relevanten Energieinfrastrukturanlagen;

2. Eine Potenzialanalyse der quantitativ sowie räumlich verfügbaren Potentiale zur Erzeugung von Wärme aus erneuerbaren Energien, unvermeidbarer Abwärme und für die Nutzung von Wärmespeichern;

3. Die Entwicklung und Beschreibung eines Zielszenarios für die langfristige Entwicklung der Wärmeversorgung;

4. Die Einteilung des beplanten Gebiets in voraussichtliche Wärmeversorgungsgebiete für die Betrachtungszeitpunkte 2030, 2035 und 2040 sowie 

5. Die Darstellung der Wärmeversorgungsarten für das Zieljahr (2045) und die Entwicklung einer Umsetzungsstrategie mit konkreten Umsetzungsmaßnahmen, die zur Erreichung des Zielszenarios beitragen sollen.

6. Beteiligung der Öffentlichkeit und relevanter Akteure: 
Die Bürgerinnen und Bürger sowie relevante Akteursgruppen werden aktiv in den Planungsprozess einbezogen. Es werden Informationsveranstaltungen und Konsultationen durchgeführt, um eine breite Akzeptanz und Unterstützung für die Maßnahmen zu gewährleisten.

7. Berichterstattung: Die Verwaltung wird dem Rat regelmäßig über den Fortschritt der kommunalen Wärmeplanung berichten und die Ergebnisse der einzelnen Planungsphasen vorstellen.

Für die erstmalige Erstellung der Kommunalen Wärmeplanung inkl. aller notwendigen Abstimmungen und Beteiligungen wird ein voraussichtlicher Gesamtzeitraum von zirka 12-14 Monaten veranschlagt, sodass mit einem Ergebnis zum Jahresende 2027 zu rechnen ist. 

Die gesetzliche Frist zur Einreichung der kommunalen Wärmepläne im Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz endet am 30.06.2028. 
	







	

Gesetzliche Grundlage:	§ 2 Sächsische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 9. März 2018 (SächsGVBl. S. 62), zuletzt geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 27. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 285),
Sächsische Wärmeplanungsverordnung vom 17. Juni 2025 (SächsGVBl. S. 252)


Beschlussvorschlag:	1. Der Gemeinderat Neukirchen beschließt die Erarbeitung einer kommunalen Wärmeplanung mit der Großen Kreisstadt Werdau und den Gemeinden Fraureuth, Langenbernsdorf, Lichtentanne und Neumark gemäß § 3 Abs. 1 Sächsische Wärmeplanungsverordnung (SächsWPVO). Entsprechend § 3 Abs. 2 SächsWPVO bleibt die Pflicht der beteiligten Gemeinden zur Vorlage eines eigenen Wärmeplans davon unberührt.
	
2. Die Bürgermeisterin wird zum Abschluss einer öffentlich-rechtlichen Vereinbarung mit den unter Punkt 1 genannten Kommunen beauftragt.

3. Die Gemeindeverwaltung wird beauftragt, die Erstellung einer kommunalen Wärmeplanung sowie die erforderlichen Planungsleistungen für externe Dienstleister auszuschreiben. Die Auswahl des Ausschreibungsverfahrens erfolgt gemäß den geltenden Vergaberichtlinien. Es erfolgt eine gemeinsame Ausschreibung sowie eine anteilige direkte Abrechnung aller Leistungen durch die beteiligten Kommunen.





Ines Liebald
Bürgermeisterin
